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_1___51\_y251/61" ;Im Namen des Volkes

In dem Rechtsstreit

Verkündet
am 100 I\pril 196M'

.] o o o a o n e o o o o_ 0 o o o o o o o o o
‘n

o

Kläger und Revisionsklägérr

gegen

.Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen: . „ ° „ „ ° ; . . °
;

° „ ° „ „ . „

hat der 1„ Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 10° April 1964,

an der mitgewirkt haben

Präsident S c h n e i d e r

als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr° H a u g und

Bundesrichter H e y e r

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° Fritzemeyer und

Bundessozialrichter K w i a t k o w 5 k 1

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein»Westfalen vom

11; August 1961 wird zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu
erstatten.‘

V o n „R e„c h t s w e g e n „_
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Der Rechtsstreit wird um die Höhe der Rente geführt, die der

Kläger seit dem Jahre 1948 - zuletzt als Altersruhegeld —
aus den Rentenversicherungen der Angestellten (Anv) und der

Arbeiter (ArV) erhält, insbesondere um die Frage, wie diese
Rente für Bezugszeiten vom 10 Januar 1957 an umzustOllen ist°

Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG) war

bei der Bewilligung der Rente im Jahre 19Ä9 ein Grundbetrag

von jährlich 840,—- DM (= monatlich 70,—- DM) nach 5 32 Abs° 1
der Verordnung über die Einführung der Reichsversicherung in

den eingegliedertcn Ostgebieten
- OstgebietsuVerordnung —

vom22„ Dezember1941(BGBlI 777) in der Fassungder Verord»

_
nung vom 120 Oktober 1943 (BGBl I 565) festgesetzt worden„

‚Die Beklagte stellte zum1„ Januar 1957die zuletzt 179,40DM
monatlich betragende Rente nach den Übergangsvorschriften des
AngestelltenversicherungsaNeuregelungsgesetzes —AnVNG— (Art° 2

@@30„31‚ aa AnVNG)um; die Rente erhöhte sich dadurch auf '
monatlich 227,30 DM° Der Umstellung legte sie den bisherigen

‚monatlichen Steigerungsbetrag (ungekürzt) aus der AnV und der

ArV (45,47 DM) zugrunde, wie er Sich nach Abzug der übrigen
Rentenbestandteile — darunter auch des Grundbetrages — vom

Rentenzahlbetrag ergab; den so ermittelten Steigerungsbetrag

vervielfältigte sie mit demTabellenwert 5,0 (Bescheidvom
13° Juli 1957)„ Der Kläger beanstandete diese Rentenberechnung;

nach seiner Meinung hätte die Beklagte zur Ermittlung des monat”

lichen Steigerungsbetrages (Art„ 2 5 31 Abs„ 3 Satz 1 AnVNG) '

nid1t den ganzen in der Rente enthaltenen Grundbetrag von.

70‚e— DM monatlich vom Rentenzahlbetrag abziehen dürfen,

sondern nur den nach 5 36 Abs° 2 des Angestelltenversicherungs„

gesetzes (AVG) aF regelmäßig gewahrten Grundbetrag von 444,—»DM

jährlich = 37‚__ DM monatlicho Der Unterschiedsbetrag zwischen

demerhöhtenGrundbetragund demregelmäßigenGrundbetrag
(= 55‚—u DM) stelle einen fiktiven Steigerungsbetrag dar;
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dieser müsse bei der Rentenumstellung mitberücksichtigt,
'dlh„ mitvervielfältigt werden° Erst danach ergebe sich

die richtige Rentenhöhe°

Die beigeladene Landesversicherungsanstalt (LVA) unter—

stützte die Rechtsansicht des Klägers°

Das Sozialgericht (sa) Gelsenkirchen gab der Klage statt
(Urteil vom 7° Oktober 1959)° Das LSGNordrhein—Westfalen
hob das erstinstanzliche Urteil auf und wies die Klage ab;

die Revision wurde zugelassen (Urteil vom 11‚ August 1961).

Der Kläger legte Revision ein mit dem Antrag;

das angefochtene Urteil adfzuheben und nach—

seinen in den Vorinstanzen gestellten Anträgen

zu'entschciden„

Er begründete die Revision mit der Rüge, das LSG habe

\rt„ 2 $ 31 Abs° 1 und 3 AVG fehlerhaft ausgelegto

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen„

Sie stellte das Altersruhegeld des Klägers nach Art" 6 5 6

Abs° 2 des Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelunge-

gesetzcs (FANG) erneut um (Bescheid vom 21° Dezember 1960)°

Die Beigeladene stellte keinen Antrag, unterstützte jedoch

weiterhin die Auffa$sung des Klägers„

Die Revision ist zulässig, aber unbegründet; die Auffassung

des LSG, die Beklagte habe das Altersruhegeld des Klägers

richtig‘berechnet‚ trifft zu„

Auszug6hen ist davon, daß der Kläger vor dem 1° Januar 195■

das Altersruhegeld mit dem Grundbetrag von 840,-u DM jährlich
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= 70‚—— DM monatlich nach 5 32 Abs° 1 der Ostgebiets—Verordnung
in der Fassung der Verordnung vom 12° Oktober 1943 bezog° Die

Beklagte hatte diese Rente nach den Übergangsvorschriften des

AnVNG für die Zeit vom 1° Januar 1957 an umzustellen (Art° 2

55 30, 51, 42 Abs, 1 AnVNG)° Die Umstellung der nach dem bis—
herigen Recht festgestellten Renten geschieht in der Weise,
daß der nach 5 51 Abs° } errechnete monatliche Steigerungse
betrag der Rente mit dem maßgeblichen Tabellenwert vervielu

fältigt wird; der sich dabei ergebende Betrag ist die monat»

liche Rente° Als Steigerungsbetrag wird der Teil des monate

lichen Rentenzahlbetrags zugrunde gelegt, der sich nach Abzug

-der übrigen Rentenbestandteile ergibt, wie sie auf Grund der

vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zuletzt geltenden Vor-

schriften festzustellen wären (Art° 2 @ 31 Abs° } AnVNG)° Für

den Kläger galt am 51, Dezember 1956 das Fremdrentene und

Auslandsrentengesetz (FAG) vom 7„ August 1953 (BGBl I 848);

seine Rente wäre damals nach 5 } Abs° 1 dieses Gesetzes auf

Grund der Ostgebiets-Verordnung festzusetzen gewesen° Die
Beklagte hatte deshalb alle Rententeile, die nach dieser Ver—

ordnung neben den Steigerungsbeträgen zu gewähren waren, vom

Rentenzahlbetrag abzuzieheno Dazu gehörte auch der Grunde

betrug von monatlich 7o,——DM, Für die Meinung des Klägers
und der Beigeladaaen, daß dieser Grundbetrag bei der Renten“

umstellung aufzuteil€n, der Teilbetrag von 33,—» DM dem

Steigerungsbetrag zuzuschlagen und nur der verbleibende Teil

VON 37‚_„ DM vom Rentenzahlbetrag abzuziehen sei, bietet das
Gesetz keinen Anhalt° Gegen die Richtigkeit dieser Meinung

spricht schon der Wortlaut des Gesetzes° Die Fassung in @ 31

Ahs„ } Satz 1 "wie sie auf Grundder vor demInkrafttreten
dieses Gesetzes zuletzt geltenden.Vorschriften festzustellen

wären"zeigt deutlich, daß die "übrigen Rentenbestandteil@"

nicht in einer allgemein bestimmten Höhe = hier also der

Grundbetrag mit 37,—— DM nach 5 36 Abs, 2 AVG aF —‚ sondern

nach der im konkreten Fall maßgeblichen Rentenberechnung
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gemeint änd„ Ebenso Sprechen Sinn und Zweck des Gesetzes

gegen die Rechtsauffassung des Klägers und der Beige—

1adenen. ’

Nach dem bis zum 31° Dezember 1956 in der Rentenver-

sicherung geltenden Recht bildete der Grundbetrag einen

festen, von den Beitragszahlungen unabhängigen Renten;

bestandteil im Gegensatz zu dem Steigerungsbetrag als

"einem nach der Höhe der Beiträge au5gerichteten soge-

nannten variablen Rentenbestandtcil„ Der Grundbetrag

in der AnV belief sich zwar seit 19ü1 für alle Klassen

auf 444‚—- DM jährlich (5 36 Abs° 2 AVG in der Fassung
der @@2 und 7 des Leistungsverbesserungsgesetzes vom
24„ Juli 1941 - BGBl I 443 - )° Von dieser Regel gab es

‘
jedoch mehrere Ausnahmen, Ähnlich wie 5 32 der Ostgebiets-j

Verordnung sah auch $ 43 der sogenannten Sudeten—Verordnung

vom 27. Juni 19ü0 in der Fassung der bereits genannten VerT

ordnung vom 12„ Oktober 1943 einen erhöhten Grundbetrag

(516‚—= DM jährlich) Vor° Für halbversicherte Handwerker

wurde nach 5 6 Abs„ 1 des Handwerkerversorgungsgesetzes

vom 120 Dezember 1938 (BGBl I 1900) nur der halbe Grund-
}

betrag (222‚-„ DM) gewährt. Vor allem aber erhielten Wandera

versicherte der AnV und den ArV den vollen Grundbetrag
von!

üÄH‚-» DM aus der AnV nur dann, wenn sie die Wartezeit mit‘

Beitragszeiten dieses VerSicherung3zweiges erfüllt hatten
(@ 154ü c Abs„ 1 der Reiehsversicherungsordnung _ RVO — aF)°

War dies nicht der Fall, so wurde der Grundbetrag anteilig1

_
gewährt, d‚h° nach den Anteilen der in den beiden Versiche+

rungszweigen verschieden hoch bemessenen Grundbeträge (in 1

der ArV 156,—= DM jährlich nach 5 1268 Abs° 2 BVG aF)° Hier
ergab also erst die Addition der Bruchteile unterschied» ‘

licher Grundbeträge den festen Rentenbestandteil; er war
stets niedriger als der in $ 36 Abs„ 2 AVG aF genannte
Betrag° Es kann aber nicht einleuchten, daß auch bei der

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Umstellung derartiger Renten zur Ermittlung des Steigerungs—
'‚betrags der regelmäßige Grundbetrag von 37‚_„ DM abgezogen

werden sollte° Denn dies würde zu einer unverständlichen

Benachteiligung der Berechtigten führen° Das Gesetz muß daher,

wenn es
die erwähnte Regelung getroffen hat, den Grundbetrag

gemeint haben, der dem Berechtigten zu seiner Rente nach dem

bis zum 310 Dezember 1956 geltenden Recht tatsächlich zustand,

Der Kläger und die Beigeladene berufen sich für ihre gegen—

teilige Meinung auch darauf, der erhöhte Grundbetrag nach der

'Ostgebiets-Verordnung sei zur Abgeltung von erhöhten Beitrags-

leistungen zur polnischen AnV gewährt worden° Für die Richtige

keit dieser Auffassung lassen sich möglicherweise Argumente

aus @ 32 der Ostgebiets—Verordnung selbst, insbesondere aus

dem Zusammenhang mit den teilweise niedrigen Steigerungs—

sätzen nach Abs° 1 Nr, 2, wie auch aus dem spärlichen Schrift—

tum ziehen, Es kann jedoch für die Entscheidung des Rechts—
streits dahinstehen, ob ein solcher Zusammenhang besteht, ob

a150, wie der Kläger und die Beigeladene vortragen, die Era

höhung des Grundbetrages tatsächlich als Abgeltung für Bei-

tragszeiten gedacht ist, wie sie sonst im Steigerungsbetrag

ausgedrückt wird° Denn das Gesetz hat diese Erhöhung ausdrücka

lich den festen Rentenbestandteilen zugewiesen, diese sollen

aber die Höhe der Umstellungsrente nicht beeinflussen„ Dies

gilt auch für die durch Sondervorschrifteh bestimmten Grund“
beträge°

Zu einer anderen Beurteilung nötigt auch nicht der Hinweis
der Revision auf das Urteil des erkennenden Senats vom
20° Dezember 1960 (BSG 13, 234)„ Das Rentenumstellungsmeru

fahren war zwar - wie in dieser Entscheidung näher au3ngühPt
ist = darauf abgestellt, im Interesse der Berechtigten eine

rasche und einfache Anpassung der Renten an das neue Recht
zu ermöglichen° Die Auf5paltung erhöhter Grundbeträge in
einen bei der Rentenumstellung mitzuberücksichtigenden
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fiktiven Steigerungsbetrag und in einen vom Umstellungs—
verfahren ausgeschlossenen Grundbetrag hätte aber nach

Auffassung des Senats die Rentenanpassung keineswegs

erleichtert, sondern gerade erschwert° Der für die

Rentenumstcllung maßgebliche Steigerungsbetrag ließ sich

in einfacher Weise dadurch ermitteln, daß neben anderen

Rentenbestandteilen der in der Rente enthaltene tatsäch—

liche Grundbetrag vom Rentenzahlbetrag abgezogen wurde°

Er war den Rentenberechnungsstellen der Versicherungs—

träger und der Bund05post bereits aus der Durchführung

des Rentenmehrbetragsgesetzes vom 23° November 1954

bekannt„ Der Meinung des Klägers und der Beigeladenen

kann deshalb auch nicht im Hinblick auf eine etwa praku

tischere Handhabung des Gesetzes gefolgt werden°

Schließlich führt die Auffassung des Senats auch nicht

zu einer besonderen Härte für den Kläger, Er übersieht

den Übergangscharakter des Art° 2 5 42 AnVNG° Satz 1

dieser Vorschrift brachte für die Berechtigten nach

dem Fremdrcntengesetz (Fredec), bei denen die Versicheu

rungsfälle schon in der Zeit vor dem 1° Januar 1957 ein—

getreten sind, nur eine vorläufige Regelung° Die enügültige
Ordnung und Anpassung an das AnVNG sollte durch ein beson-

deres Gesetz geschaffen werden_(5 #2 Abs„ 2). Dies ist in-

zwischen mit der Verkündung des FANG vom 250 Februar 1960

(BGBl I 93) geschehen‚ Nach Art, 6 @@5 und 6 Abs„ 2 diee

ses Gesetzes werden Renten, die auf Versicherungsfällen

vor dem 1° Januar 1957 beruhen, erneut umgestellt, wobei

ein nach dem neuen Recht berechneter neuer Steigerungs«
betrug zugrunde gelegt wird; über das bisherige Recht

hinaus anrechenbare Zeiten werden dabei zusätzlich berückw

sichtigt„ Mit der Möglichkeit, bestimmte Beitrags— und

Beschäftigungszeiton nach den @@15 und 16 des FredeG
anzurechnen und mit der Einstufung der Berechtigten in
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_ 8 „

die einzelnen Leistungsgruppen ent5prechend der früher ausge—
übten Beschäftigung will das gesetz erreichen, daß die Ver“

triebenen den einheimischen Versicherten hinsichtlich des

Versicherungsschutzes gleichstehen; es will ihnen damit die

größtmögliche 'mäterieile Gerechtigkeit auf diesem Gebiet
zuteil werden lassen‚ Auch dem Kläger ist diese gesetzliche

Vergünstigung inzwischen zugute gekommen; die Beklagte hat

seine Rente nach Art" 6 5 6 Abs„ 2 FAG umgestellt und ihm

hierüber einen neuen Bescheid erteilt° Dabei soll allerdings,
nicht verkannt werden, daß das Gesetz etwaige Verbesserungen

der Neuregelung erst vöm 10 Januar 1959 an wirksam werden

läßt (Art° 6 $'24 FANG), daß es also für die Jahre 1957 und
1958 bei der in'Art° 2 @ 42 AnVNG bestimmten Übergangsregelunß

verbleibt° Aber auch insoweit kann eine unzumutbare Härte für

den Kläger nicht angenommen werden° Der Senat hat schon wieder»

holt entSchieden, daß gewisse Benachteiligungen, die sich bei

der Massenumstellung von Renten zum 10 Januar 1957 ergaben,

von den Beteiligten in Kauf genommen werden müssen, weil der
Zweck dieser Umstellung, eine möglichst schnelle und einfache

Anpassung der Bestandsrenten an das neue Recht zu
erreichen;

die Berücksichtigung aller Besonderheiten des einzelnen Falles
verbot° Im übrigen hat die Rente des Klägers durch die Um“
stellung zum 1° Januar 1957 eine nicht unbeträchtliche Erw

höhung erfahren; sie überstieg die Mindesterhöhung, die das
Gesetz in Art„ 2 5 35 AnVNG für die Bestandsrenten vorsieht°

Die weitergehendeErhöhung,die der Kläger mit seinemVer-
langen erstrebt, einen Teil des Grundbetrages der Errechnungi
der UmStellungsrente nach Art° 2 © 31 AnVNG zugrunde zu legen,

widerspricht aber dem Gesetz„ Das LSG hat daher mit Recht

die Klage abgewiesen°
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_ 9 _

Die KOséenentscheidungberuht auf 5 195des Sozialgerichts—
gesetzcs° “
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